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Referentenentwurf eines Bundes-Klimaanpassungsgesetzes  
Bezug: Ihr Schreiben vom 04.04.2023  – Az. AG T III 1 – 8520/001 
 
Das Ministerium für Umwelt, Naturschutz und Verkehr des Landes Nord-
rhein-Westfalen nimmt wie folgt zum Referentenentwurf des Bundes-
Klimaanpassungsgesetzes (Stand: 04.04.2023) Stellung: 
 
 
Allgemeine Anmerkungen: 
 
Der vorliegende Entwurf setzt im Wesentlichen einen nachvollziehbaren 
und sinnvollen Rahmen für die bundesweite Klimaanpassungspolitik. Das 
erklärte Ziel des Gesetzes ist grundsätzlich zu begrüßen und die enthal-
tenen Regelungen sorgen für mehr Klarheit und Verbindlichkeit in Bezug 
auf Maßnahmen zur Anpassung an den Klimawandel. Dies gilt insbeson-
dere für die öffentliche Hand, sowohl für die Bundesregierung im Sinne 
einer Selbstverpflichtung als auch für die essentielle Zusammenarbeit 
zwischen Bund und Ländern und für die Verwaltungen auf kommunaler 
Ebene. 
 
Im Referentenentwurf ist eine umfassende und weitestgehend nachvoll-
ziehbare Darstellung der Folgekosten u.a. auch für die Länder enthalten. 
Ungeklärt bleibt dabei die Kostenaufteilung der entstehenden Mehrbelas-
tungen insbesondere für die kommunale Ebene. Der im Entwurf nur grob 
kalkulierte Aufwand zur Erfüllung der neuen Aufgaben (s. Erfüllungsauf-
wand E) ergibt noch kein hinreichend klares Bild, welche Kosten auf das 
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Land und die Kommunen in NRW aufgrund der vorgeschriebenen Erstel-
lung der Klimaanpassungsstrategie und –risikoanalyse sowie der Aufstel-
lung von Klimaanpassungskonzepten aller juristischen Personen des öf-
fentlichen Rechts und sämtlicher Kommunen in NRW tatsächlich zukom-
men werden. Im Klimaanpassungsgesetz des Landes Nordrhein-Westfa-
len wurde bisher lediglich eine Empfehlung zur Erstellung kommunaler 
Klimaanpassungskonzepte ausgesprochen. Eine Übersetzung der ange-
strebten bundesweiten verpflichtenden Erstellung kommunaler Konzepte 
in Landesrecht zöge Konnexitätsfolgen nach sich. Dem Referentenent-
wurf zufolge unterstützt die Bundesregierung nach eigenem Ermessen 
„im Rahmen der bestehenden Förderlandschaft bei der Erstellung von 
Klimaanpassungskonzepten“ (§ 12 Abs. 5). Die Möglichkeit zur Inan-
spruchnahme entsprechender Förderprogramme des Bundes durch die 
Kommunen wäre allerdings bei gleichzeitiger Verpflichtung zur Konzep-
terstellung durch Landesrecht in Frage gestellt. 
 
Die Frage der Finanzierung und Kostenverteilung kann angesichts der 
Tragweite der angestrebten rechtlichen Regelungen im Allgemeinen nicht 
erst nach Inkrafttreten des Gesetzes gelöst werden, sondern ist bereits 
im Zuge des Gesetzgebungsverfahrens zu diskutieren und abschließend 
zu klären. Die auf Ebene der Umweltministerkonferenz laufenden Ge-
spräche zur Finanzierung der erheblichen Bedarfe (auch Personalbe-
darfe) der Klimaanpassung, z.B. über den Weg einer neuen Bund-Län-
der-Gemeinschaftsaufgabe, sind vor diesem Hintergrund dringend zu in-
tensivieren. Ebenso sollte die Möglichkeit zur Finanzierung der Mehrbe-
darfe aus dem Klima- und Transformationsfonds (KTF) geprüft werden. 
 
Einzelhinweis: 
 
zu § 3 
 
Zur Steigerung der Bedeutung naturbasierter Anpassungsmaßnahmen 
wird eine Ergänzung in § 3 Abs. 5 vorgeschlagen. Hinter dem letzten Auf-
zählungspunkt (5.) sollte folgender Satz eingefügt werden: „Naturnahen 
und naturbasierten Lösungen wird ein Vorrang eingeräumt. Dieser Vor-
rang gilt auch dann, wenn dadurch im Einzelfall Mehrkosten entstehen“. 
Dies entspricht der Begründung (s. S. 18).  
Eine entsprechende Ergänzung wäre auch in § 7 Abs. 2 zur Klarstellung 
der Bedeutung naturbasierter Maßnahmen an bundeseigenen Liegen-
schaften wünschenswert. 
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Mit Blick auf das kommende Bundesratsverfahren behalten wir uns wei-
tere Stellungnahmen und Änderungsanträge zum Gesetzentwurf der 
Bundesregierung vor. 
 
Im Auftrag 
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